Politischer und geschichtlicher Hintergrund – Montenegro
Serbien und Montenegro „Serbien-Montenegro“, war ein Staat in Südosteuropa. Er existierte vom 4. Februar 2003 bis zum 3. Juni 2006, bestand aus den Teilstaaten Serbien und Montenegro und löste die seit dem 27. April 1992 bestehende, territorial und staatsrechtlich identische Bundesrepublik Jugoslawien ab. Diese war der größte Nachfolgestaat der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien, die in den Jugoslawienkriegen in den 1990er Jahren zerfiel. Am 3. Juni 2006 erklärte sich Montenegro nach einer Volksabstimmung für unabhängig.
1945 wurde in Belgrad die "Föderative Volksrepublik Jugoslawien" ausgerufen, die aus Slowenien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina, Montenegro, Makedonien und Serbien bestand. Regierungschef wurde Tito als Führer der Kommunistischen Partei. Nach sowjetischem Vorbild gestaltete er die "Föderative Volksrepublik Jugoslawien" nach sozialistischen Grundsätzen (Verstaatlichung von Industrie und Handel, Einheitspartei). Nach wie vor waren die Serben in dem Vielvölkerstaat dominant, doch zu einem offenen Ausbruch des Nationalitätenkonflikts kam es erst wieder nach dem Tode Titos 1980. 
1989 wurde der Serbe Slobodan Miloševic, seit 1987 Vorsitzender der serbischen Kommunistischen Partei, Staatspräsident der "Sozialistischen Föderativen Republik". 1990 eskalierte die Situation im Kosovo, als Miloševic den Autonomiestatus vollkommen aufhob. Nach der blutigen Niederschlagung der von Albanern getragenen Demonstrationen wurde in der Folgezeit die albanische Bevölkerung von der serbischen Regierung gezielt aus allen Bereichen des öffentlichen Lebens zurückgedrängt (Verlust des Arbeitsplatzes, Schließung der albanischen Universitäten und Schulen, Verbot albanischer Medien).
 Im April 1992 schlossen sich Serbien und Montenegro zur "Föderativen Republik Jugoslawien" (FRJ) zusammen, die aber auf Grund ihrer Unterstützung der serbischen Bürgerkriegsparteien in Kroatien und Bosnien-Herzegowina nicht völkerrechtlich anerkannt wurde. Die UNO verhängte noch im gleichen Jahr ein Wirtschafts- und Handelsembargo über "Rest-Jugoslawien", was die ohnehin durch die hohen Militärausgaben geschwächte Wirtschaft des Landes stark belastete. 
1998 eskalierte die Situation im Kosovo erneut: Die UÇK (die albanische Befreiungsarme des Kosovo) proklamierte den "offenen Kampf gegen die serbische Herrschaft" und forderte von der Regierung in Belgrad die volle Unabhängigkeit des Kosovo. Die Maßnahmen der jugoslawischen Einheiten, die ganze Dörfer der Albaner in Schutt und Asche legten (1998 waren rund zwei Drittel aller Dörfer im Kosovo verwüstet), führten zur Flucht vieler Kosovo-Albaner nach Albanien und Makedonien. Bei Parlamentswahlen im Dezember 2000 errang das demokratische Wahlbündnis DOS (Demokratische Opposition Serbiens) 64,2 % der abgegebenen Stimmen (176 von insgesamt 250 Sitzen). 
Im März 2002 unterzeichneten Serbien und Montenegro ein Abkommen über die zukünftigen Beziehungen der beiden Teilrepubliken innerhalb der Bundesrepublik Jugoslawien. Am 4. Februar 2003 wurde durch Verabschiedung der neuen Verfassung die Republik Jugoslawien durch den Staatenbund Serbien und Montenegro abgelöst. Doch schon im Juni 2006 wurde in Montenegro eine Volksbefragung durchgeführt, die eine Mehrheit für die Unabhängigkeit ergab. 
